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 I. Problemstellung 1 

Einleitung 

I. Problemstellung 

Das internationale Zwangsvollstreckungsrecht wurde in den vergangenen 
Jahrzehnten vor allem unter dem Gesichtspunkt der Abgrenzung staatlicher 
Souveränitätssphären erörtert. Ausgangspunkt der Überlegungen war und ist 
meist die Feststellung, die Zwangsvollstreckung als staatlicher Hoheitsakt 
müsse „an den Staatsgrenzen haltmachen“.1 Die Folgerungen, die daraus 
gezogen werden, fallen freilich ganz unterschiedlich aus. Manche erheben 
gegen Vollstreckungsakte mit grenzüberschreitenden Bezügen sehr weitrei-
chende völkerrechtliche Bedenken. Andere halten nur physische Zwangsakte 
auf fremdem Staatsgebiet für unzulässig; davon abgesehen könnten die Re-
gelungen über die örtliche Zuständigkeit für die Zwangsvollstreckung auch 
im internationalen Verhältnis angewendet werden.2 Bei aller Unterschied-
lichkeit haben diese Ansätze eines gemeinsam: Sie stellen die Frage nach den 
völkerrechtlichen Grenzen der Vollstreckungsgewalt in den Mittelpunkt. 

Durch die Konzentration auf völkerrechtliche Schranken wird der Blick 
auf die Sachprobleme des internationalen Zwangsvollstreckungsrechts viel-
fach verstellt.3 Das mag einer der Gründe dafür sein, dass die Entwicklung 
eines eigenständigen, auf die spezifischen Interessenkonstellationen und 
Wertungsfragen, die sich hier stellen, fokussierten internationalen Zwangs-
vollstreckungsrechts erst am Anfang steht, wenngleich die Beschäftigung mit 
den hier bestehenden Rechtsproblemen in den letzten Jahren einen beachtli-
chen Aufschwung erlebt hat. 

Diese Arbeit will einen Beitrag zur Diskussion der dogmatischen Grund-
lagen des internationalen Zwangsvollstreckungsrechts und der hier bestehen-

                                                           
1 Zur Dominanz dieses Zugangs etwa Hess in Andenas/Hess/Oberhammer, Enforcement 

Agency Practice 25. 
2 Vgl. zum Ganzen näher 2. Teil, I. 
3 Dieses Problem tritt zuweilen auch im Recht der internationalen Zuständigkeit und 

der Titelanerkennung auf. Dort hat sich jedoch das Bewusstsein, dass die Interessen der 
betroffenen Parteien und nicht jene der beteiligten Staaten in den Mittelpunkt gestellt 
werden sollten, schon deutlich stärker durchgesetzt; vgl. in diesem Zusammenhang etwa 
Martiny, Hdb. IZVR III/1, Kap. I Rn. 75. 


